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10. ZUSAMMENARBEIT MIT DEN MITTEL- UND 
OSTEUROPÄISCHEN LÄNDERN UND DEN GUS-STAATEN 
Die Schweiz hat sich seit 1991 in der Zusammenarbeit mit den Ländern 
engagiert, deren Wirtschaftsreformen einen Übergang zur Marktwirt-
schaft gewährleisten. 1,65 Milliarden Franken stehen für die Hilfe an die 
mittel- und osteuropäischen Länder (MOEL) sowie an die Länder der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) zur Verfugung. Die Hauptinstru-
mente der Kooperation sind die technische Zusammenarbeit, die Finanzhilfe und 
die Kreditgarantien. Die früher auf bestimmte Länder Mitteleuropas konzen-
trierte Hilfe wird allmählich mehr auf Südosteuropa ausgerichtet. Im Berichts-
zeitraum haben die eidgenössischen Räte die Beteiligung der Schweiz an der 
Kapitalerhöhung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBWE) gebilligt. 
Die Hilfe für die wirtschaftlich am weitesten fortgeschrittenen Länder Mittel-
und Osteuropas wird vom Entwicklungshilfeausschuss der OECD nicht unter der 
Rubrik «öffentliche Entwicklungshilfe», sondern in einem getrennten Aggregat 
«öffentliche Hilfe» aufgeführt. Die Hilfe für die ärmsten Oststaaten wird unter 
der öffentlichen Entwicklungshilfe verbucht. Tabelle 26 führt die Länder der 
Region auf, die der Liste der Entwicklungsländer angehören (mit *gekennzeich-
net), und die anderen Länder, bei denen die Hilfe im Aggregat «öffentliche 
Hilfe » enthalten ist. 
Die Situation der früheren Ostblockstaaten ist sehr unterschiedlich. Die Wirt-
schaftsreformen gehen oft mit einer Verschlechterung der sozialen Lage und 
Arbeitslosigkeit einher und mit der Tatsache, dass die Bevölkerung nicht mehr 
kostenlos Zugang zu gewissen sozialen und medizinischen Diensten hat. Das 
Bruttosozialprodukt ist in den mittel- und osteuropäischen Ländern in einer 
ersten Phase stark gesunken, danach ist es wieder angestiegen. So erreichten 
einige Transitionsländer (Polen, Slowenien, Tschechien und die Slowakei) 1996 
wieder einen Stand ihres BSP, der dem 1989 verzeichneten Niveau entspricht 
oder nahekommt. Bei anderen Ländern hat sich ein drastischer Rückgang des 
BSP ergeben : Georgien, wo das BSP 1996 nur noch 1 8 % des BSP von 1989 
erreichte, Aserbeidschan, die Ukraine, Tadschikistan, Armenien, Litauen, 
Moldawien, Kirgistan und Kasachstan (bei diesen Ländern ist das BSP um mehr 
als die Hälfte gesunken) 1 . Das BSP der Russischen Föderation erreichte 1996 
5 6 % seines Stands von 1989. Das BSP pro Kopf ist von einem Land zum ande-
ren sehr unterschiedlich. 1993 war das BSP pro Kopf am höchsten in Slowenien 
(6490 Dollar) und in Ungarn (3350 Dollar), während es in Rumänien bei 1140 
Dollar pro Einwohner und in Albanien bei 340 Dollar lag. Die meisten ausländi-
schen Direktinvestitionen wenden sich auch einer sehr beschränkten Anzahl von 
Ländern zu. Die kumulativen Investitionen von 1988 bis Mitte 1996 beliefen sich 
auf 35 Milliarden Dollar, wobei sich aber über 82 % dieser Investitionen auf vier 













Länder konzentrierten : Ungarn (12,1 Milliarden Dollar), Tschechien (6,4 Milli-
arden Dollar), Russland (6,3 Milliarden) und Polen (3,9 Milliarden) 2. 
• Rahmenkredite und Organisation der Zusammenarbeit mit den mittel- und 
osteuropäischen Ländern und der GUS (MOEL/GUS) 
Die rechtliche Grundlage des Programms für die Zusammenarbeit mit den 
MOEL/GUS ist der 1995 verabschiedete (noch nicht in Kraft getretene) all-
gemeinverbindliche Bundesbeschluss über die Zusammenarbeit mit den Staaten 
Osteuropas. Der Beschluss hat eine Laufzeit von zehn Jahren, um den provisori-
schen Charakter dieser Zusammenarbeit zu betonen. Die Unterstützung des 
Übergangsprozesses in den MOEL/GUS durch die Schweiz hat hauptsächlich 
folgende Ziele : 
• Förderung einer den Grundsätzen der Marktwirtschaft entsprechenden wirt-
schaftlichen Entwicklung ; 
• Förderung von Rechtsstaatlichkeit, Demokratisierung und Menschenrechten ; 
• Umweltschutz ; 
• Modernisierung der Infrastruktur (z. B. Energieerzeugung). 
Bei schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen oder Diskriminierung von 
Minderheiten kann der Bundesrat die Zusammenarbeit mit einem Land unter-
brechen. Die Konditionalität kann auch wirtschaftlicher Art sein. Die Zusam-
menarbeit (z.B. gewisse Kofinanzierungen) kann ausgesetzt werden, wenn das 
Land die von den Bretton-Woods-Institutionen empfohlenen Wirtschaftsrefor-
men nicht einhält. 
Die seit 1991 jedes Jahr ausgezahlte Hilfe für die MOEL/GUS beruht auf zwei 
Rahmenkrediten, die es der Schweiz erlauben, Verpflichtungen für einen 
Gesamtbetrag von 1,650 Milliarden Franken einzugehen. Der im September 
1990 verabschiedete erste Rahmenkredit umfasste einen Betrag von 250 Millio-
nen Franken zugunsten Ungarns, Polens und der früheren Tschechoslowakei. 
Durch den im Januar 1992 verabschiedeten zweiten Rahmenkredit von 800 Mil-
lionen Franken konnte die Hilfe auf Albanien, Bulgarien, die baltischen Staaten, 
Rumänien und Slowenien erweitert werden. Dieser Rahmenkredit wurde im 
März 1993 aufgestockt, um die Hilfe auf die Nachfolgestaaten der früheren 
Sowjetunion (Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, GUS) auszudehnen. Bis 
Ende 1996 beliefen sich die von der Schweiz eingegangenen Verpflichtungen auf 
1,55 Milliarden Franken (für beide Rahmenkredite, davon 730 Millionen Fran-
ken für Finanzhilfe, 341 Millionen Franken für technische Zusammenarbeit und 
480 Millionen Franken für Kreditgarantien). Die humanitäre Hilfe wird durch 
den Rahmenkredit für die Weiterfuhrung der internationalen humanitären Hilfe 
finanziert. Die Botschaft des Bundesrates über den dritten Rahmenkredit ist in 
Vorbereitung und dürfte den eidgenössischen Räten im Herbst 1998 unterbreitet 
werden. 
Die früher der Politischen Abteilung I des EDA zugeordnete Abteilung für die 
Zusammenarbeit mit Osteuropa wurde 1996 der DEZA eingegliedert. Die Pro-
gramme für technische Zusammenarbeit, die humanitäre Hilfe und die allge-
2. Quellen : EBWE, EWG/UNO, Schätzungen des BAWI, vom Magazin «Die Volkswirtschaft» 2/1997 übernommen. 
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meine Koordination der Hilfe wurden der DEZA übertragen, während das BAWI 
für die finanzielle Zusammenarbeit (Finanzhilfe, Kreditgarantien, Zahlungsbi-
lanzhilfe) und die Handels- und Investitionsförderung zuständig ist. 
• Auszahlungen 1996 
1996 belief sich die Hilfe für die MOEL/GUS auf 143,3 Millionen Franken (plus 
27,6 Millionen Franken für humanitäre Hilfe), davon 67,2 Millionen Franken für 
Finanzhilfe, 58,7 Millionen für technische Zusammenarbeit, 14 Millionen Fran-
ken für Handels- und Investitionsförderung, wobei die Zahlungsbilanzhilfe 3,4 
Millionen Franken betrug (Kreditgarantien geben zu keinen Auszahlungen 
Anlass). 
Von den 143,3 Millionen Franken für technische Zusammenarbeit und Finanz-
hilfe wurden 42,1 Millionen Franken an Lander ausgezahlt, die der Liste der Ent-
wicklungsländer angehören (dieser Betrag ist somit in der öffentlichen Entwick-
lungshilfe (APD) eingeschlossen), während 101,2 Millionen Franken an die 
Transitionsländer gingen (dieser Betrag ist in einem Aggregat öffentlicher Hilfe 
für Transitionsländer berücksichtigt). Die Hilfe der Schweiz für die Transitions-
länder machte in den letzten Jahren 0,05 % des BSP aus, während sich das gewo-
gene Mittel für die Gesamtheit der DAC-Länder auf 0,04% des BSP belief. 
• Instrumente der Zusammenarbeit 
Die Hauptinstrumente der Kooperation mit den osteuropäischen Ländern um-
fassen die technische Zusammenarbeit und die finanzielle Zusammenarbeit 
(Finanzhilfe, Kreditgarantie, Zahlungsbilanzhilfe, Handels- und Investitionsför-
derung). Durch die finanzielle Hilfe lassen sich für die Partnerländer vordringli-
che Projekte finanzieren, die nicht durch die Privatwirtschaft finanzierbar sind 
und für welche die schweizerische Wirtschaft Ausrüstungsgüter oder Dienst-
leistungen bereitstellen kann. Die Aufteilung der Zusammenarbeit unter den ver-
schiedenen Instrumenten und die Arbeitsteilung zwischen den beiden betroffenen 
Ämtern (DEZA und BAWI) gehen nicht ohne Probleme vor sich und schliessen 
insbesondere die Gefahr allfälliger Doppelspurigkeiten mit ein. Die technische 
Zusammenarbeit und die Finanzhilfe sind oft nicht voneinander zu trennen. 
Gleichwohl ist die DEZA für die technische Zusammenarbeit und das BAWI für 
die Finanzhilfe zuständig 3. Deshalb hat der Bundesrat im November 1997 
beschlossen, die Koordination zwischen beiden Bundesämtern klar zu verstärken 
und die Aufgabenteilung zu klären (Übertragung des Gesundheitssektors an die 
DEZA, Übertragung des Bankensektors an das BAWI). Ein weiteres Problem liegt 
darin, dass ein bedeutender Anteil des Rahmenkredits für die Kreditgarantien 
bereitgestellt wird. Einige wurden es vorziehen, dass der Anteil der Mittel, die für 
Projekte technischer Zusammenarbeit ausgezahlt werden können, im nächsten 
Rahmenkredit erhöht wird. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke ist ihrerseits 
der Meinung, dass die Zusammenarbeit mit den MOEL/GUS zu sehr auf die 
Interessen der Schweizer Exporteure ausgerichtet ist. 
3. Für mehr Informationen betreffend die Probleme der Koordination der Hilfe verweisen wir auf das Dossier über die 













• Technische Zusammenarbeit 
Diese Zusammenarbeit hat zum Ziel, Fähigkeiten in den Transitionsländern zu 
entwickeln. Man stellt dem Partnerland im allgemeinen qualifizierte Experten für 
Beratung und Ausbildung, für die Planung und Durchführung bestimmter Arbei-
ten zur Verfügung 4. 
• Finanzhilfe 
Die Partnerländer können dem BAWI Projektvorschläge in den prioritären Berei-
chen und Sektoren unterbreiten, die in den Finanzhilfeabkommen festgelegt sind, 
welche mit den meisten Transitionsländern abgeschlossen werden. Das BAWI 
prüft dann mit der Hilfe externer Konsulenten die finanzielle, technische und 
institutionelle Machbarkeit der Projekte sowie ihre Umweltauswirkungen. Die 
Unterstützung erfolgt mittels bilateraler Projekte oder durch Kofinanzierungen 
mit internationalen Institutionen wie der Weltbank oder der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE). Die Finanzhilfe wird in Form von 
nicht rückzahlbaren Finanzierungszuschüssen für Projekte gewährt, die nicht 
rentabel genug wären, um durch eine kommerzielle Finanzierung unterstützt 
werden zu können. 
Die wirtschaftlichen Rückflüsse der Finanzhilfe für die MOEL/GUS, in Form 
von Aufträgen, können für manche schweizerische Unternehmen bedeutend sein. 
Diese Aufträge können durch den Zugang zu Märkten und durch weitere künf-
tige Aufträge mittelfristig interessante kommerzielle Aussichten eröffnen. In 
einigen Fällen können Spannungen zwischen Schweizer Firmen und dem BAWI 
auftreten, wenn die Interessen der Exportunternehmen nicht mit den wirklichen 
Entwicklungsbedürfnissen der Partnerländer übereinstimmen, während das letzt-
genannte Kriterium vorherrschend bleiben sollte 5. Das BAWI muss auch darüber 
wachen, dass die Angebote der Schweizer Unternehmen konkurrenzfähig sind. 
• Exportkreditgarantien 
Diese Kreditgarantien werden zur Deckung des Risikos eingesetzt, das mit der 
Finanzierung von Ausfuhren von Gütern und Dienstleistungen an Unternehmen 
oder für Infrastrukturprojekte verbunden ist, wobei man bei diesen Lieferungen 
einen genügenden Ertrag für die Rückzahlung und Verzinsung erwartet. Solche 
Garantien werden für Länder vergeben, bei denen die Exportrisikogarantie 
(ERG) wegen eines als zu hoch erachteten Risikos nicht (oder nur teilweise) ver-
fügbar ist. Für diese Verpflichtungen wurden bedeutende Mittel aus den ersten 
beiden Rahmenkrediten, nämlich 480 Millionen Franken, bis Ende 1996 mobili-
siert (dabei handelt es sich selbstverständlich um Verpflichtungen ohne effektive 
Auszahlungen). Hierdurch konnten Schweizer Exporteuren Garantien in den fol-
genden wichtigsten Ländern gewährt werden : Polen (116 Millionen Franken), 
Russland (100 Millionen Franken), Usbekistan/Kasachstan (50), Bulgarien (45), 
Kroatien (35) und der Ukraine (35). Die Kreditgarantien sind nur im Schadenfall 
einforderbar. 
4. Die DEZA-Abteilung für die Zusammenarbeit mit Osteuropa und der GUS gibt eine vollständige Liste aller laufen-
den oder abgeschlossenen Projekte der technischen Zusammenarbeit nach Empfängerländern heraus. DEZA, Eine 
Dokumentation über die Projekte der technischen Zusammenarbeit mit den osteuropäischen Staaten. 2. Rahmenkre-
dit, Bern, DEZA, Januar 1998 (periodisch aktualisierte Liste). 
5. Schweizerischer Bankverein, Der Monat in Wirtschaft und Finanz, 1. Februar 1997. 
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• Zahlungsbilanzhilfe 
Die Zahlungsbilanzhilfen erlauben es den Partnerländern, dringend benötigte 
Exportgüter zu kaufen oder ihre Währungsreserven zu erhöhen. Die Darlehen 
werden von der Nationalbank vergeben und vom Bund garantiert. In einigen Fäl-
len kann die Hilfe in Geschenkform (unter dem Rahmenkredit für Zusammen-
arbeit) gewährt werden. 1995 und 1996 hat die Schweiz Zahlungsbilanzhilfen für 
Albanien und für Mazedonien in Höhe von jeweils 6 und 7 Millionen Franken 
gewährt. 
• Entschuldung 
Die Schweiz hat an internationalen Entschuldungsaktionen für Polen (1993) und 
Bulgarien (1995) teilgenommen. Diese Aktionen erfolgten in Form von Debt for 
Nature Swaps, wobei die Empfängerländer die sich aus dem Schuldenerlass 
ergebenden Gelder zur Finanzierung von Projekten im Umweltbereich ver-
wendeten. 
• Handels- und Investitionsförderung 
Das BAWI unterstützt Projekte mit dem Ziel, die Ausfuhren der osteuropäischen 
Staaten zu stärken und ihre Integration in den Welthandel zu erleichtern, nament-
lich durch Ausbildungsmassnahmen. Ein Teil der Hilfe erfolgt über schweizeri-
sche Organisationen, wie zum Beispiel die Schweizerische Zentrale für Han-
delsförderung (OSEC) und die Stiftung SOFI (Swiss Organisation for Facilita-
tion Investments). Der andere Teil der Hilfe läuft über internationale Organisa-
tionen, wie das Internationale Handelszentrum (ITC), die UNCTAD, die WTO, 
die EFTA oder die Institutionen der Weltbankgruppe. Der Auftrag für die Durch-
führung des Programms zur Geschäftsanbahnung zwischen schweizerischen 
Unternehmen und dem Privatsektor der Entwicklungs- und Transitionsländer 
wurde nach einer Ausschreibung der Revisions- und Unternehmens-
beratungsfirma KPMG Fides übertragen. Diese hat im Juli 1997, zusammen mit 
dem BAWI, die Stiftung SOFI mit dem Ziel gegründet, die schweizerischen 
Investitionen in fünfzehn Entwicklungsländern und neun Transitionsstaaten 
aktiv zu fordern. Die Stiftung soll es erlauben, die Investitionen zu steigern und 
den Know-How-Transfer zwischen Schweizer Firmen und Unternehmen der 
Partnerländer zu fordern. 
• Humanitäre Hilfe 
Die humanitäre Hilfe für Osteuropa hat seit 1991, vor allem wegen des Konflikts 
im früheren Jugoslawien, massiv zugenommen. Die humanitäre Hilfe war von 
1991 bis 1992 von 8 auf 48 Millionen Franken angestiegen und lag zwischen 
1993 und 1995 bei 40 bis 45 Millionen Franken. 1996 belief sich die humanitäre 
Hilfe auf 27,6 Millionen Franken, davon 16,9 Millionen für die Opfer des Kon-
flikts in Ex-Jugoslawien, 4,4 Millionen für die Kaukasusrepubliken und 4,1 Mil-
lionen Franken in Russland. 
Betreffend die jüngste Entwicklung der humanitären Hilfe und die neue Bot-
schaft des Bundesrates, insbesondere den Teil über die Hilfe für Bosnien, siehe 
das Kapitel über Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe im Jahr-













• Multilaterale Hilfe 
Bei der Finanzierung des Transitionsprozesses in den MOEL/GUS sind folgende 
internationale Finanzinstitutionen tätig (nach der Grössenordnung ihres Beitrags 
aufgeführt): Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (siehe 
unten), IWF und Weltbank, Internationale Finanzgesellschaft, Europäische Inve-
stitionsbank, und in geringerem Masse die Asiatische Entwicklungsbank 
(Kasachstan, Kirgistan und Usbekistan sind Mitglieder der ADB). Weitere in den 
MOEL/GUS tätige Institutionen, denen die Schweiz als Mitglied angehört, sind : 
Europarat, EFTA, OSZE, WTO und OECD. 
• Kapitalerhöhung der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (EBWE) 
Der Bundesrat hat im November 1996 seine Botschaft über die Beteiligung der 
Schweiz an der Kapitalerhöhung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBWE) vorgelegt. Gemass den Statuten darf der Betrag der Darle-
hensvergabe, der Beteiligungen und Garantien der Bank den Gesamtbetrag ihres 
Grundkapitals nicht überschreiten. Im April 1996 haben die Gouverneure der 
EBWE beschlossen, das Kapital der Bank durch eine Erhöhung von 10 auf 20 
Milliarden ECU zu verdoppeln. Die Mitgliedsländer wurden aufgefordert, neue 
Aktien für einen dem Anfangskapital entsprechenden Anteil zu zeichnen, was 
bei der Schweiz einem Anteil von 2,28 % des Kapitals entspricht. Die Beteili-
gung der Schweiz an der Kapitalaufstockung entspricht einer Verpflichtung von 
228 Millionen ECU (was bei einem Umrechnungskurs von 1,50 Franken für 
1 ECU 342 Millionen Franken ausmacht). Von diesem Betrag sind lediglich 
22,5 %, das heisst 77 Millionen Franken, effektiv auszuzahlen. Der Restbetrag 
von 265 Millionen Franken stellt Garantiekapital dar. 
Die Schweiz ist mit einem Exekutivdirektor im 23 Mitglieder zählenden Ver-
waltungsrat der EBWE vertreten. Der schweizerische Exekutivdirektor steht, 
ähnlich wie bei der Weltbank 6, an der Spitze einer Stimmrechtsgruppe, welche 
folgende Lander umfasst: Aserbeidschan, Kirgistan, Liechtenstein, Türkei, 
Turkmenistan und Usbekistan. Dem Verwaltungsrat obliegt die Leitung der Bank 
(Annahme der Projekte sowie der Länder- und Sektorstrategien). Das oberste 
Entscheidungsgremium ist der Gouverneursrat, der normalerweise einmal im 
Jahr zur Jahresversammlung zusammentritt. Die Gouverneure, unter ihnen Jean-
Pascal Delamuraz für die Schweiz, prüfen, ob das Mandat der Bank eingehalten 
wird, setzen die operationellen Prioritäten fest, nehmen neue Mitglieder auf und 
wählen den Präsidenten. 
AKTIVITÄTEN DER EUROPÄISCHEN BANK FÜR WIEDERAUFBAU UND ENTWICKLUNG 
D IE EBWE wurde 1990 auf Initiative François Mitterands gegründet, um fur die aus den politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen im Osten hervorgegangenen Länder koordinierte Hilfe bereitzustellen. 
Die Aufgabe der Bank besteht darin, den Ûbergang dieser Länder zur Marktwirtschaft zu fordern und ihre 
Integration in die Weltwirtschaft zu erleichtern. Die Investitionen der EBWE kommen 26 Ländern zugute, 
und die Bank zählt 60 Mitglieder (58 Länder, darunter die Mitglieder der Europäischen Union und andere 
europäische Länder, Transitionsländer, die Vereinigten Staaten, Japan und Kanada sowie die Europäi-
sche Kommission und die Europäische Investitionsbank). 
6. Die für die Bretton-Woods-Institutionen eingesetzte Gruppe umfasst folgende Lander: Aserbeidschan, Kirgistan, 
Usbekistan, Polen. Tadschikistan, Turkmenistan. 
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Die Finanzierungsinstrumente der Bank sind die Darlehen, Kapitalbeteiligungen und Bürgschaften. Min-
destens 6 0 % der Anlagemittel müssen dem privaten Sektor zukommen. Die Aktivitäten im Bereich der 
technischen Zusammenarbeit dienen dazu, die von der EBWE finanzierten Projekte zu identifizieren, vor-
zubereiten und zu verwalten, wie auch Dienstleistungen, Beratung und Ausbildung zu finanzieren. So 
erlaubten es die von der EBWE finanzierten Projekte beispielsweise, die Privatisierung von Banken zu 
unterstützen und Basisinfrastrukturen zu entwickeln und zu modernisieren. 
Die von der EBWE bewill igten kumulativen Finanzierungen beliefen sich bis Ende 1995 auf 7,85 Milliar-
den ECU (1 ECU = 1,50 Franken). Die wichtigsten Empfängerländer waren Russland (1,7 Milliarden ECU), 
Ungarn (1,1 Milliarden), Polen, Rumänien, die tschechische und die slowakische Republik, Slowenien und 
die Ukraine (diese acht Länder machen 72 % der von der EBWE zugesagten Gesamtfinanzierungen aus). 
Auf der Jahresversammlung der EBWE Anfang April 1997 haben sich mehrere Länder, darunter die Ver-
einigten Staaten und die Schweiz, für einen allmählichen Rückzug der EBWE aus den wirtschaftlich am 
weitesten fortgeschrittenen Transitionsländern ausgesprochen, um die Anstrengungen auf jene Länder 
zu konzentrieren, die sich in einem noch weniger fortgeschrittenen Stadium befinden. Dieses Gradu-
ierungsprinzip wurde angenommen, auch wenn einige europäische Staaten und die betroffenen Länder 
ihre Bedenken zum Ausdruck brachten. 
Die Sektoren, welche am meisten Finanzierungen erhielten, sind folgende: Finanzen und Dienstleistun-
gen an Unternehmen (2,7 Mill iarden ECU bis Ende 1995), Transport (1,3 Milliarden ECU), Telekommuni-
kationen, Fertigungsindustrie, Energie und Montanindustrie (diese Bereiche machen zusammen 92 % der 
gesamten Projekte der EBWE aus). 
Die Bank kann eine Katalysatorrolle spielen, indem sie externe Finanzierungen für ihre Projekte durch 
Kofinanzierungen mit privaten Partnern, Banken, Exportkreditagenturen und Regierungen mobilisiert. Die 
Wahl der Projekte orientiert sich an mehreren Prioritäten : Förderung des Privatsektors, insbesondere der 
KMU, Unterstützung der Finanzintermediäre (lokale Banken), Erhöhung der Beteiligungen an den lokalen 
Unternehmen und Banken. Die Gründungsakte der Bank setzt das Prinzip der Förderung einer nachhalti-
gen und ökologischen Entwicklung fest. 
Quelle : Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
IEBWEI, vom 13. November 1996, Botschaft Nr 96.089. 
Die im Rahmen der Projekte vergebenen Warenlieferungs- und Dienstleistungs-
aufträge sind Gegenstand internationaler Ausschreibungen. Die Botschaft hebt 
hervor, dass die wirtschaftlichen Rückflüsse an die schweizerische Wirtschaft 
interessant sein können, insbesondere für die Bereiche Energie, Maschinenbau, 
Fernmeldewesen, Agro- und Textilindustrie. Die Schweiz finanziert durch den 
Rahmenkredit über die Zusammenarbeit mit Osteuropa (BAWI) einen Treu-
handfonds (Trust Fund), der es der EBWE erlaubt, schweizerische oder auslän-
dische Konsulentenfirmen mit der Vorbereitung und Begleitung von Investi-
tionsprojekten zu beauftragen (vor allem im Energiebereich, namentlich mit der 
Studie über die Wiederinstandsetzung des gesamten Energiesektors in Bosnien). 
Die Schweiz kofinanziert aus den Finanzhilfefonds des BAWI Projekte der 
EBWE. Die Unternehmen können im Rahmen der von der EBWE finanzierten 
Projekte Lieferungen tätigen und diese Beteiligung kann zur Öffnung neuer 
Märkte für die Schweizer Unternehmen beitragen. Die Schweiz hat mit 5 Mil-
lionen Franken zum Spezialfonds für Kleinunternehmen in Russland (Kredite für 
Kleinbetriebe) beigetragen. Durch die Risikokapitalfonds können Darlehen für 
die Gründung oder Entwicklung bestimmter Unternehmen gewährt werden. 
Die Schweiz leistet auch ihren Beitrag zum nuklearen Sicherheitskonto. Mehrere 
Kernkraftwerke haben eine veraltete Ausrüstung und werden als sehr gefährlich 
eingestuft. Jedoch ist die Stillegung bestimmter Kraftwerke in manchen Fällen 













bei der Lieferung von Sicherheitsausrüstungen. Die Schweiz hat 20 Millionen 
Franken zu diesem Nuklearfonds beigetragen. Die Ukraine hat die internationale 
Gemeinschaft und die EBWE um Hilfe ersucht, um die Verstärkung des Schutz-
sarkophags um das Kernkraftwerk von Tschernobyl zu finanzieren, aber auch für 
den Ausbau von zwei Atomkraftwerken, die es gestatten, die anderen Reaktoren 
von Tschernobyl längerfristig zu ersetzen. Die sieben grössten Industriestaaten 
(G-7), die Europäische Union und andere Geberländer verpflichten sich, finan-
zielle Beiträge für die Renovierung der Kernkraftwerke und die Verstärkung des 
Sarkophags zu leisten (der Beitrag der Schweiz beläuft sich auf 6,4 Millionen 
Franken) 7 . 
Der Nationalrat hat die Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung am 29. April 1997 mit 
161 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen angenommen. National-
rat Hans Steffen (SD, ZH) wollte in den Bundesbeschluss einen Artikel aufneh-
men, der besagte, dass sich die Schweiz an einer allfälligen späteren Kapitaler-
höhung nicht mehr beteiligen werde. Dieser Vorschlag wurde mit 153 zu 19 
Stimmen abgelehnt. Der Ständerat hat den Bundesbeschluss am 17. Juni 1997 
ohne Gegenstimmen angenommen. 
• Geographische Aufteilung der Zusammenarbeit mit den Ländern Mittel- und 
Osteuropas und den GUS-Staaten 
Unter Berücksichtigung sämtlicher Verpflichtungen der Schweiz von 1990 bis 
Ende 1996 und sämtlicher Instrumente der Zusammenarbeit waren die Haupt-
empfängerländer der schweizerischen öffentlichen Hilfe (in abnehmender Grös-
senordnung der Verpflichtungen aus dem ersten und zweiten Rahmenkredit) : 
Polen, die Russische Föderation, Bulgarien, Albanien, Rumänien und Ungarn. 
Die Zusammenarbeit mit den MOEL/GUS hatte sich zu Anfang eher auf die mit-
teleuropäischen Länder konzentriert. Im September 1995 leitete die DEZA eine 
Strategie der Konzentration der Hilfe auf die südosteuropäischen Länder (Alba-
nien, Bulgarien, Mazedonien und Rumänien) und bestimmte GUS-Staaten (Russ-
land, Ukraine und Kirgistan) ein. Grosse Bedeutung wird auch dem Wieder-
aufbauprogramm in Bosnien beigemessen. Als Folge der Entscheidung, die Hilfe 
auf die südosteuropäischen Staaten zu konzentrieren, wurde das Koordinations-
büro in Warschau Ende 1997 geschlossen. Polen ist seit 1990 das Hauptempfän-
gerland der schweizerischen Zusammenarbeit gewesen. Die DEZA hat seit die-
sem Zeitpunkt Projekte in Höhe von rund 40 Millionen Franken finanziert. Das 
BAWI hat Finanzbeiträge von rund 115 Millionen Franken (vor allem im 
Gesundheits- und Umweltbereich) geleistet. Die Kreditgarantien beliefen sich 
auf 116 Millionen Franken. Die letzten Projekte werden bis Ende 1999 abge-
schlossen sein. Die Zusammenarbeit mit Ungarn wird auch zu diesem Zeitpunkt 
zu Ende gehen, später auch die Zusammenarbeit mit der Slowakei. Die Koope-
ration mit den baltischen Staaten, der Tschechischen Republik und Slowenien hat 
bereits 1997 ein Ende genommen. 
7. Neue Zürcher Zeitung, 26727. April 1997, 22723. November 1997. 
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Tabelle Nr. 26 
Zusammenarbeit mit den Ländern Mittel-
und Osteuropas und den GUS-Staaten 
Land Technische Finanzhilfe Humanitäre Insgesamt 
Zusammenarbeit Hilfe 
Mitteleuropa 22.7 19.2 — 41.9 
Polen 3.1 13.2 16.3 
Ungarn 6.0 0.1 6.1 
Tschechien 1.4 2.8 4.2 
Slowakei 1.4 — 1.4 
Slowenien' 0.9 — 0.9 
Litauen 0.5 0.5 
Lettland 0.4 0.4 
Regionale Projekte 9.0 3.1 12.1 
Südosteuropa 23.0 29.8 16.9 69.7 
Bosnien-Herzegowina 1 7.0 11.4 — 18.4 
Verschiedene Staaten Ex-Jugos.1 — 16.9 16.9 
Albanien1 4.9 10.0 0.0 15.0 
Rumanien 4.9 0.1 — 5.0 
Bulgarien 3.8 0.0 — 3.8 
Mazedonien 1 0.2 3.4 — 3.6 
Regionale Projekte 2.1 4.9 — 7.0 
GUS 13.0 35.6 10.6 59.2 
Russland 5.6 15.4 4.1 25.1 
Weissrussland — 6.0 0.2 6.2 
Ukraine 0.5 3.1 — 3.6 
Kirgistan1 2.1 1.3 — 3.4 
Moldau 2 — 2.5 — 2.5 
Tadschikistan1 — — 1.8 1.8 
Georgien1 — 0.9 — 0.9 
Usbekistan' 
— — 0.2 0.2 
Régionale Projekte 4.7 6.4 4.4 15.6 
Gesamtbetrag 58.7 84.6 27.6 170.8 
1. Diese Lander gehören der Liste der Entwicklungsländer an. 
2. Die Republik Moldau wird seit Anfang 1997 in der Liste der Entwicklungsländer aufgeführt. 
















Seit 1994 hat die Schweiz ein provisorisches Verbindungsbüro von Inter-
cooperation in Bischkek finanziell unterstützt, um das Schweizer Kooperations-
programm (DEZA und BAWI) in Kirgistan zu koordinieren, wie auch für die 
Projekte der vor Ort tätigen NRO (Intercooperation, Caritas und Helvetas). 1997 
wurde dieses Büro in ein offizielles Koordinationsbüro umgewandelt. Das 
Kooperationsprogramm in Kirgistan wurde anlässlich der Prüfung der schweize-
rischen Politik der Entwicklungszusammenarbeit durch den Entwicklungshil-
feausschuss der OECD von einer Delegation des DAC besichtigt 8. Kirgistan ist 
das erste Partnerland der Schweiz unter den GUS-Staaten Zentralasiens. Die 
Schweiz kofinanziert ein Weltbank-Projekt zur Entwicklung wirtschaftlich 
lebensfähiger Finanzmärkte im ländlichen Bereich (nach dem Prinzip der Raiff-
eisenkassen). Sie unterstützt ferner ein UNDP-Programm zur Förderung von 
Demokratie und Menschenrechten. Der Bund finanziert Kooperationspro-
gramme schweizerischer NRO : Regieprojekte zur Verarbeitung von Milchpro-
dukten und zur Entwicklung im Forstsektor (Intercooperation) ; Projekt zur 
Unterstützung der Privatinitiative in der Landwirtschaft (landwirtschaftliche 
Beratung, Ausbildung für Vermarktung und Kredit, Helvetas-Projekt) ; Unter-
stützung und Ausbildung für Bauernfamilien, Bauernverbände und Verarbei-
tungsbetriebe im Rahmen des Privatisierungsprozesses in der Landwirtschaft 
(Caritas). 
Russland 
Die zweite Jahrestagung des Bundes über die Zusammenarbeit in Osteuropa und 
in der GUS fand am 17. Juni 1997 in Bern statt (2. Focus Osteuropa) 9 . Nach 
Rumänien im Jahre 1996 war das von der Konferenz 1997 untersuchte Land die 
Russische Föderation. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungen der Schweiz für 
Projekte in Russland belief sich Ende 1996 auf 193 Millionen Franken (davon 
100 Millionen Franken für Kreditgarantien, 57 Millionen Franken für Finanz-
hilfe und 36 Millionen Franken für technische Zusammenarbeit). Dies mag in 
einem so riesigen Land wie ein kleiner Tropfen erscheinen. So konzentriert die 
Schweiz ihre Mittel auf bestimmte Sektoren und Regionen. Russland ist ein 
Land, das reich an Rohstoffen sowie an qualifizierten Arbeitskräften und Wis-
senschaftlern ist. Daher liegt die Priorität nicht bei der Grundausbildung oder 
dem Spitalbau, sondern die Hauptstossrichtungen der schweizerischen Zusam-
menarbeit sind folgende : 
• Unterstützung der Demokratisierung und der Wahrung der Menschenrechte ; 
• Nukleare Sicherheit ; 
• Umweltschutz, Erhaltung der biologischen Vielfalt ; 
• Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen in drei Pilotregionen (Woro-
nesch, Kaluga und Nischni Novgorod), um den Zugang der KMU zu Know-
how und Krediten zu erleichtern. 
8. Für Informationen über die schweizerische Zusammenarbeit in Kirgistan verweisen wir auf den DAC-Bericht über 
die Prüfung des Programms der Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz. auf die Helvetas-Zeitschrift Partner Nr. 
148, Mai 1997, sowie auf die Wirtschaftszeitschrift des Schweizerischen Bankvereins, Der Monat in Wirtschaft und 
Finanz, Mai 1997. 
9. Siehe Pressedossier zur 2. Jahrestagung des Bundes über die Zusammenarbeit in Osteuropa und in der GUS, «Nou-
veau départ pour l 'Europe de l'Est. Spécial Russie. Que fait la Suisse?», Bern, 17. Juni 1997. 
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• Prioritäre Bereiche der schweizerischen Osteuropa-Zusammenarbeit 
Die wichtigsten durch die technische Zusammenarbeit unterstützten Bereiche 
sind folgende: Gesundheit/Soziales, Wissenschaft/Kultur, Wirtschaft/Ausbil-
dung (diese drei Bereiche mobilisieren 5 7 % der Verpflichtungen), Land-
wirtschaft, Politik und Staatsaufbau, Energie/Umwelt. Die finanzielle Zusam-
menarbeit wendet sich vor allem folgenden Sektoren zu : Energie (31 % der 
Hilfe), Umwelt (22%), Gesundheitswesen (20%) und Infrastruktur (13%), 
diverse Bereiche (14%). 
Gesundheitswesen 
Das in den letzten Jahren errichtete Netz an Spitalpartenschaften ist eine interes-
sante Form der Zusammenarbeit, welche Personen, Hilfswerke, Spitäler, rund 
hundert Schweizer Gemeinden und Unternehmen umfasst. Die DEZA unterstützt 
17 Partnerschaften zwischen Spitälern in der Schweiz (in verschiedenen Kanto-
nen) und in Osteuropa. Diese Partnerschaften konzentrierten sich anfänglich auf 
Tschechien, Ungarn und Polen und verlagerten sich anschliessend vor allem nach 
Albanien, Bulgarien und Rumänien. Die Spitalpartnerschaften werden von der 
Vereinigung H + (früher: Vereinigung Schweizerischer Krankenhäuser -
VESKA) verwaltet und von der DEZA finanziell unterstützt. Hauptziele sind die 
Verbesserung der Hygiene, die Errichtung sanitärer Anlagen oder die Maschi-
nenwartung 1 0 . Die Vereinigung H + verwaltet auch ein Ausbildungsprogramm 
für Spitalmanagement. Weitere Gesundheitsprogramme werden von der DEZA 
gefördert : Unterstützung des Universitätsspitals und des nationalen Gesundheits-
instituts in Tirana (Albanien), Caritas-Gesundheitsprogramm in Albanien. 
10. DEZA-Pressedienst, Juni 1997 «Un réseau dynamique: partenariats entre hôpitaux». Enthält die Liste der von der 
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